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An die Urnen!
Am kommenden 24. September werden wir über das neue Ausländergesetz sowie über
das neue Asylgesetz abstimmen. Diese Gesetzestexte tragen den bisher gemachten Feh-
lern Rechnung und nehmen die sich aufdrängenden Korrekturen vor. Weshalb wir zu die-
sen beiden wichtigen Vorlagen unbedingt JA sagen müssen und warum eine grosse Stimm-
beteiligung wichtig ist, erklärt Ihnen Vizepräsident Yvan Perrin auf den   Seiten 4 - 5
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Ihr Inserat im SVPja - immer ein Erfolg!Ihr Inserat im SVPja - immer ein Erfolg!Ihr Inserat im SVPja - immer ein Erfolg!

Bundesrat Christoph Blocher
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Menschenverachtend?Menschenverachtend?
„Menschenverachtend!“ - dieses Wort macht die Runde. Wer sparsam mit dem Steuerfran-
ken umgeht und nicht jedes Wünschlein erfüllen mag, den versucht man mit dem Aufschrei
„menschenverachtend!“ mundtot zu machen. Wer keine Argumente hat, versucht die Men-
schen mit einem Schimpfwort - heute eben „menschenverachtend!“ - einzuschüchtern und
zu erniedrigen. Vielleicht hat er ja Erfolg, denn wer will schon als Menschenverächter gel-
ten? Doch was tut jemand, der seinen Kontrahenten derart zu erniedrigen versucht? Er
verachtet seinen Mitmenschen. Er ist menschenverachtend.

So geht es auch zu und her beim Ausländer- und beim Asylgesetz: „Menschenverachtend!“
ruft der Chor der Gegner mangels Argumenten. Sie zielen auf die Befürworter der Gesetzes-

revision und wollen den Menschen treffen. Was denn daran menschenverachtend ist, frage ich. Beim Ausländergesetz sei
es der Umstand, dass nicht alle wie Schweizer oder Angehörige der EU behandelt werden. Das sei diskriminierend! Perso-
nenfreizügigkeit sei gefordert - für die ganze Welt! Wer kommen wolle und Arbeit finde, solle kommen können und bleiben
dürfen.

Schön. Aber, was bedeutet das denn für die Arbeitslosigkeit, für die Sozialwerke? Unhaltbar würden die Zustände! Solche
wohl klingenden Forderungen, mit denen man sich der Öffentlichkeit als edler, offenherziger und guter Mensch anpreist
und verkauft, werden schnell als unverantwortlich entlarvt. Denn was heisst das für all die Arbeitslosen? Und wohin führt
eine zunehmend gefährliche Stimmung, die durch die erdrückende Belastung von Sozialwerken und Fürsorgekassen ent-
stehen würde? Wer trüge für diese Folgen die Verantwortung? Sicher nicht diejenigen, die diese Zustände gefordert und
gefördert haben. „Menschenverachtend!“ würden sie rufen, aber nicht sich selber meinen.

Vielleicht lohnte es sich für diejenigen, die das Wort „menschenverachtend!“ geradezu inflationär gebrauchen und selbst-
gerecht andern anhängen, selber einmal in den Spiegel zu schauen und laut auszusprechen: „Menschenverachtend!“

Die Schweizerische Volkspartei lebt weitgehend von Spenden. Nur
dank der finanziellen Unterstützung zahlreicher Schweizerinnen
und Schweizer ist die SVP in der Lage, konsequent für eine unab-
hängige und neutrale Schweiz einzustehen sowie für weniger Steu-
ern, Gebühren, Abgaben und gegen Missbräuche aller Art zu
kämpfen. Jetzt kann man die SVP auch via Internet finanziell un-
terstützen. Als erste Partei der Schweiz nutzt die SVP auch
das Internet für die Übermittlung kleiner Geldspenden. Es
geht ganz einfach: Man wählt den gewünschten Betrag aus, re-
gistriert sich und gibt an, ob die Spende mit Kreditkarte oder über
die Telefonrechnung bezahlt werden soll. Alles andere passiert
automatisch. Die Spendenseite findet man im Internet unter
www.svp.ch. Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung!

Der SVP GeldDer SVP GeldDer SVP GeldDer SVP Geld
spenden via Interspenden via Interspenden via Interspenden via Internetnetnet
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Ein KOSA-Nein bringtEin KOSA-Nein bringtEin KOSA-Nein bringt
7 Milliar7 Milliar7 Milliarden für die AHVden für die AHVden für die AHV

Nationalrat Ueli Maurer, Parteipräsident SVP
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Ruth Dreifuss
Alt-Bundesrätin SP Schweiz

  Und so weiter, und so weiter...
Der FETTNAPF DES MONATS geht dieses Mal an Alt-Bundesrätin Ruth Dreifuss (SP). Der Herbst hält Einzug ins Land, Hand in
Hand mit der nächsten obligaten Erhöhung der Krankenkassenprämien. Laut Internet-Vergleichsdienst Comparis werden die Prä-
mien für 2007 um lediglich 3 Prozent ansteigen, im Schweizer Durchschnitt. Wirklich freuen mag man sich darob nicht. Tatsache ist,
die Prämien steigen unentwegt – und das seit Einführung des KVG 1996 um über satte 65%.

Die unseligen Versprechungen und Beschwichtigungen der damaligen SP-Bundesrätin Dreifuss über die Entwicklung des KVG und
dessen Kosten hallen höhnisch nach, Jahr für Jahr. Da wir ihre „Leistung“ noch heute bitter bezahlen, ist es nur richtig, Frau Alt-
Bundesrätin und ihrer Partei einige Zeilen in dieser Rubrik zu widmen.

Mehr und mehr versicherte Menschen leiden unter der Kostenexplosion, die Krankenkassenprämien sind längst zu einer ernsthaften
Belastung im privaten Budget geworden. Die SP bietet eine „Lösung“ an, die keine ist. Mit ihrer Idee von der Einheitskrankenkasse
plant sie erneut eine Umverteilungsaktion, anstatt die wahren Ursachen der Probleme im Gesundheitswesen anzugehen. Die Prä-
mien sind ein Abbild der Kosten. Eine Einheitskasse führt zu einer Einheitsprämie – gerade dies wäre unsozial gegenüber dem
heutigen System. Die Kantone mit tiefen Prämien müssten fortan für die „teuren“ Kantone bezahlen, das Verursacherprinzip würde
vollkommen ausgehebelt – und warum sollte „die Kasse“ selbst sparen? Ihre Klientel könnte ja nicht mehr wechseln… Pikantes
Detail: der Ökonom Stephan Spycher erstellte im Auftrag der Befürworter der Einheitskasse eine Studie – kam jedoch in dieser zur
nüchternen Feststellung, dass es der Einheitskasse nicht gelingen werde, die Armen und den Mittelstand zulasten der Wohlhaben-
den zu entlasten… Seither wird der Experte, der nicht das vom Auftraggeber geforderte Resultat lieferte, von der SP verschmäht.

Probleme erfordern Lösungen, keine sich selbst in den Schwanz beissenden neuen Umverteilungen und Ungerechtigkeiten à la SP.
Ohne der SP zuviel Ehre antun zu wollen – man kommt nicht umhin zu glauben, die Grundversicherung wurde unter Frau Dreifuss’
Ägide ganz bewusst derart überladen, um dereinst – also heute! – der Idee „Einheitskrankenkasse“ eine grössere Akzeptanz zu
verschaffen. Die SVP will die Bürgerinnen und Bürger entlasten – und schlägt mit ihrer Prämiensenkungsinitiative konkrete Wege vor,
das kranke, überbelastete System zu gesunden. Scheinlösungen, die den Bürger am Ende noch mehr belasten, überlassen wir den
Linken.

Photo: zvg

Die Sicherheit der AHV ist seit langem ein Kernanliegen der SVP. Daher hatte die SVP eine
Volksinitiative eingereicht, welche die über die Jahre aufgehäuften Nationalbankgewinne
vollständig der AHV zu Gute kommen lassen wollte. Mitte-Links beabsichtigte damals, das
Geld über eine „Solidaritätsstiftung“ zu verschleudern. Im Unterschied zur Goldinitiative,
welche der AHV 20 Milliarden Franken auf sicher gebracht hätte, trägt die KOSA-Initiative
der AHV unter Umständen keinen Rappen ein (falls die Gewinne der Nationalbank kleiner
als 1 Milliarde Franken ausfallen).

Die KOSA-Initiative gaukelt also etwas vor, was sie nicht halten kann. Stattdessen führt sie dazu, dass die Unabhängigkeit
unserer Nationalbank gefährdet und damit unser Wirtschafts- und Werkplatz geschwächt wird. Die Nationalbank müsste
fortan nicht mehr nur dafür besorgt sein, dass der Franken stabil und die Inflation tief ist, sondern nebenbei noch schauen,
dass genügend Gewinne abfallen, um die AHV zu alimentieren. Die Absicht ist also klar: Die Linke möchte mit der
verfehlten Initiative weitere Geldquellen für die Sozialwerke erschliessen und den Sozialstaat noch mehr ausbauen. Wer
aber einen Beitrag zur Sanierung der AHV leisten möchte, muss die KOSA-Initiative ablehnen.

Die Spitzen aus CVP, FDP und SVP haben sich am 12. Mai geeinigt, dass 7 Milliarden aus den verbleibenden National-
bankreserven direkt der AHV zu Gute kommen, falls die KOSA-Initiative abgelehnt wird. Sagen Sie also Nein zu KOSA
und sichern sie der AHV 7 Milliarden Franken. Oder wollen Sie Ja sagen zur KOSA-Initiative und damit in Kauf nehmen,
dass die AHV leer ausgeht?
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Schluss mit der
Vogel-Strauss-Politik!

Es liegt in der menschlichen Natur, sich lieber an die Erfolge als an
die Misserfolge zu erinnern. Man zieht es nur allzu gerne vor, ge-
machte Fehler möglichst schnell wieder zu vergessen. In der Politik
gibt es aber Probleme, die schwerwiegend genug sind, dass sie eine
längere Periode der Null-Entscheide nicht ertragen können. Dazu
gehört unsere Einwanderungspolitik. Nach Jahrzehnten des Zögerns
und des Ausblendens der Probleme stehen wir heute vor einem
Scherbenhaufen.

Nationalrat Yvan Perrin,
Vizepräsident SVP Schweiz,
La Côte-aux-Fées (NE)

Es ist der allzu grosse
Andrang, der die

Gastfreundschaft zerstört
(J.-J. Rousseau)

Während der Hochkonjunk-
tur hat die Schweiz Hundert-
tausende von Einwanderern
aufgenommen, Einwanderer,
die sich mühelos integriert
haben, weil sie einen Platz
hatten, der auf sie wartete. Die
Wirtschaft war auf ihre Ar-
beitskraft und ihr Mitdenken
angewiesen, um das  Allge-
meinwohl voran zu bringen.
Das System hat während Jah-
ren einwandfrei funktioniert
bis - wie es der Philosoph
Jean-Jacques Rousseau so tref-
fend formuliert hat – der
„allzu grosse Andrang die
Gastfreundschaft zerstört“
hat. Zusammen mit jenen
Ausländerinnen und Auslän-
dern, die in die Schweiz ka-
men, um hier ehrlich ihr Le-
ben zu verdienen, trafen mehr
und mehr Profiteure ein, die
weniger an einer Mitarbeit am
allgemeinen Wohlergehen als
vielmehr an unseren Sozial-
leistungen interessiert waren,
welche trotz einer zunehmend
unsicheren Finanzierung stän-
dig ausgebaut wurden. Weil
wir zu lange die Lehre des
Philosophen ausser Acht lies-
sen und die Gesetze nicht an-
passen wollten, befinden wir
uns heute in einer schwierigen
Situation. Der Mythos der
multikulturellen Schweiz, die
nach wie vor einen Platz für
Einwanderungswillige bereit-
hält, ist von der Wirklichkeit
eingeholt worden.

Der Jahresbericht des Bundes-
amtes für Statistik für das Jahr
2004 spricht Bände.

Ausländer in
Sozialhilfe

übervertreten

Personen ausländischer Nati-
onalität sind bei der Sozialhil-
fe im Verhältnis zur Gesamt-
heit der Bevölkerung deutlich
übervertreten. 43,7 Prozent
der Sozialhilfeempfänger sind
ausländischer Nationalität,
obwohl ihr Anteil an der Ge-
samtbevölkerung lediglich
20,5 Prozent ausmacht.

Ebenfalls äusserst interessant
ist der Hinweis im selben Be-
richt, dass die Kantone mit
einem überdurchschnittlich
hohen Ausländeranteil (GE,
VD, BS, ZH) auch höhere
Ausländeranteile bei der So-
zialhilfe ausweisen.

In Zahlen ausgedrückt, ergibt
sich beispielsweise für den
Kanton Waadt ein Anteil von
4,4 Prozent an Bürgern, die
auf Sozialhilfe angewiesen
sind. Damit reiht sich die
Waadt hinter dem Kanton
Basel-Stadt (6,5 Prozent) und
knapp vor dem Kanton Neu-
enburg (4,3 Prozent) ein. Un-
ter den Empfängern öffentli-
cher Hilfe finden sich 52 Pro-

zent Ausländer, gleich viele
wie in Genf, also mehr als je-
der Zweite.

Ausländer in
den Kriminal-

statistiken
übervertreten

Die Integrationsprobleme ha-
ben selbstredend auch einen
Einfluss auf die Straffälligkeit,
weil eine Person, die ihren
Platz nicht gefunden hat, we-

niger Skrupel hat, für seine
Bedürfnisse zu dieser Art der
Selbsthilfe zu greifen. Dies
umso mehr, wenn die Perso-
nen aus Kreisen stammen, in
denen die Auseinanderset-
zung mit der Waffe nichts Ver-
werfliches ist. Auch zu diesem
Themenkreis liefert das Bun-
desamt für Statistik unwider-
legbare Zahlen. Im Jahr 2005
belief sich der Ausländeranteil
in den schweizerischen Ge-
fängnissen auf 70,5 Prozent.
Bei den Untersuchungshäft-
lingen kletterte dieser Anteil
gar auf 80,7 Prozent.

Im Bereich des Drogenhan-
dels sieht es noch schlimmer
aus. Im Jahr 2005 entfielen auf

104 in der Schweiz verhaftete
Drogenhändler – und zwar
solche, die Drogen verkaufen
und sich hüten, selber zu kon-
sumieren – gerade einmal
sechs Dealer schweizerischer
Nationalität. Die Drogen-
händler, die in unserem Land
ihr Unwesen treiben, sind zu
über 90 Prozent Ausländer.
Dabei handelt es sich um Per-
sonen, die sich unter dem
Deckmantel eines Asylantrags
in der Schweiz aufhalten, also
das Asylrecht für kriminelle
Machenschaften missbrau-
chen.

Fehler der Ver-
gangenheit kor-

rigieren

All die Zahlen – ich erinnere
daran, dass es sich dabei um
Auszüge aus Berichten des
Bundesamtes für Statistik
handelt – werfen ein grelles
Licht auf die Fehler, die wir
in der Vergangenheit began-
gen haben. Während all der
Jahre, in denen die eingewan-
derte Bevölkerung bereits
mehr und mehr Mühe bekun-
dete, sich in unserem Land
zurechtzufinden, fuhren wir
fort, unsere Türen immer wei-
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Jugendlichen starten mit
schlechten Karten ins Er-
wachsenenleben und werden
zwangsläufig zu jenem Perso-
nenkreis stossen, für den die
Sozialhilfe ein Lebensziel dar-
stellt. Schlimmer noch, sie
laufen Gefahr, zur Überbevöl-
kerung in unseren Gefängnis-
sen beizutragen. Unsere Sozi-
alversicherungen sowie die
Arbeitslosenkasse zahlen ei-
nen hohen Tribut an unsere
Blindheit, weil auch in diesem
Bereich die Ausländer deut-
lich übervertreten sind.

Diese immer offenkundigere
Entwicklung zeigt klar auf,
dass wir langsam aber sicher
von einer Integrationslogik in
eine Situation des Nebenein-
ander hinein geraten. Bei ei-
ner geglückten Integration le-
ben die eingewanderten Ge-
meinschaften im natürlichen
Umfeld des Gastgeberlandes,
welches die neu Angekomme-
nen aufnimmt, weil es einen
Platz für sie hat. Wenn sich
jedoch ein Nebeneinander
breit macht, leben die Einhei-
mischen und die Neuan-
kömmlinge nicht zusammen,
sondern eben Seite an Seite.

ter zu öffnen und verheeren-
de Automatismen in der Be-
willigungspraxis zu schaffen.
Wir haben Kinder, die unse-
rer Sprache nicht mächtig
waren, in der Überzeugung in
unsere Schulen geschickt, sie
würden dieses Hindernis
leicht überwinden. Wie haben
wir nur denken können, dass
ein Kind von einem Unter-
richt profitieren kann, den es
in einer Sprache erhält, die es
nicht versteht? Vor allem,
wenn die Mehrheit der Klas-
se fremdsprachig ist, wie das
heute vielerorts der Fall ist.
Fazit: Diese Schüler haben
nicht nur die allergrösste
Mühe, sich das elementarste
Wissen anzueignen, sondern
belasten auch das durch-
schnittliche Niveau des Unter-
richts. Das Lehrpersonal muss
für sie viel Zeit aufwenden,
um ihnen zu helfen, dem Klas-
senunterricht zu folgen.

Damit ist der Teufelkreis ge-
schlossen: Ein Schüler, der
seine Schulzeit nur mit gros-
sen Schwierigkeiten hinter
sich gebracht hat, wird selbst-
redend Mühe haben, eine
Lehrstelle zu finden. Diese

lich ihre Augen geöffnet.

Ja zum neuen
Ausländergesetz

Am kommenden 24. Septem-
ber werden wir über das neue
Ausländergesetz sowie über
das neue Asylgesetz abstim-
men. Diese Gesetzestexte tra-
gen den bisher gemachten
Fehlern Rechnung und neh-
men die sich aufdrängenden
Korrekturen vor. Wenn wir
Einwanderer aufnehmen, ge-
nügt es nicht, ihnen den Ka-
talog mit den Sozialleistun-
gen, auf die sie Anspruch er-
heben können, in die Hände
zu drücken. Wir müssen den
Zugewanderten eine wirkli-
che Zukunft bieten. Wir müs-
sen es ihnen ermöglichen, ih-
ren Platz in einer Gesellschaft
einzunehmen, in der jede
Frau und jeder Mann eine
Rolle zu spielen und eine Auf-
gabe zu erfüllen hat. Kurz: Am
kommenden 24. September
werden wir Ja sagen zu einer
vernünftigen und verantwor-
tungsbewussten Einwande-
rungspolitik.

Sehr schnell tritt dann das
Gefühl des Zurückgestossen-
seins auf, weil die Einwande-
rer fühlen, dass sie eigentlich
gar nicht willkommen sind.
Als Folge davon leben sie von
der einheimischen Bevölke-
rung noch abgeschotteter, was
wiederum eine Art Ghetto-
Effekt auslöst.  Was es für
Auswirkungen haben kann,
wenn eine fast ausschliesslich
ausländische Wohnbevölke-
rung ohne wirkliche Zu-
kunftsaussichten abgeschottet
lebt, haben uns die Zwischen-
fälle in zahlreichen französi-
schen Agglomerationen vor
einigen Monaten deutlich vor
Augen geführt. Diese Jugend-
lichen sahen keine andern
Alternativen als Gewalttätig-
keiten, um ihre Hoffnungslo-
sigkeit in die Welt hinaus zu
schreien. Und sie haben dies
mit einer beängstigenden Ef-
fizienz getan.

Dank der Erfolge unserer Par-
tei anlässlich der eidgenössi-
schen Wahlen von 2003 und
im Anschluss an den Einzug
von Christoph Blocher in den
Bundesrat hat die bürgerliche
Mehrheit im Parlament end-

Hartes Ringen in der Kommission und im Parlament
Das revidierte Asylgesetz und das neue Ausländergesetz sind auch das Resultat seriöser Vorbereitungsarbeit und harten Ringens der
SVP-Vertreter im National- und im Ständerat. Beide Vorlagen wurden im ersten Entwurf von Bundesrätin Metzler vorgelegt. Die SVP
reichte schon in der nationalrätlichen Kommission zahlreiche Anträge zur Korrektur ein. Mit der Amtsübernahme von Bundesrat
Blocher konnten zusätzlich weitere Verbesserungen über den Ständerat eingebracht werden.

Die Vertreter der SVP in der staatspolitischen Kommission, welche für die Vorarbeiten zum Gesetz verantwortlich zeichnen:

Im Nationalrat: NR Adrian Amstutz, Sigriswil (BE) / NR Hans Fehr, Eglisau (ZH) / NR Jasmin Hutter, Altstätten (SG) / NR Rudolf Joder,
Belp (BE) / CN Yvan Perrin, La Côte-aux-Fées (NE) / NR Ernst Schibli, Otelfingen (ZH) / NR Hermann Weyeneth, Jegenstorf (BE)

Im Ständerat: SR Alex Kuprecht, Pfäffikon (SZ) / SR Dr. Maximilian Reimann, Gipf-Oberfrick (AG)

Die geschlossene SVP konnte auch die Mehrheit der Mitteparteien gewinnen und erreichte damit ein klares Ja für die beiden
Gesetzesvorlagen.

Die Fraktionsresultate zum Asylgesetz     Die Fraktionsresultate zum Ausländergesetz
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Die KOSA-Initiative -
ein untauglicher Vorschlag

Am 12. Mai 2006 haben die Präsidenten von FDP, CVP und SVP in
einem gemeinsamen Communiqué bekräftigt, dass die 7 Milliar-
den überschüssige Goldreserven bei einer Ablehnung der KOSA-
Initiative in den AHV-Fonds fliessen und dort der AHV zu gute kom-
men sollen und nicht der IV.

Die SVP konnte damit in Be-
zug auf die Verteilung des
Volksvermögens zwei gewich-
tige Erfolge erzielen. Die So-
lidaritätsstiftung wurde ver-
hindert und CVP und FDP
konnten überzeugt werden,
das Volksvermögen via AHV
dem Volk und nicht der IV zu
Gute kommen zu lassen.

Was will die
linke KOSA-
Initiative?

Im Gegensatz zur Verteilung
der Goldreserven, wo es um
die Verteilung von früher er-
arbeiteten Reserven ging, be-
fasst sich die KOSA-Initiative
mit der Verteilung zukünftiger
Gewinne der Nationalbank.

Der Reingewinn der National-
bank soll in Zukunft dem
Ausgleichfonds der AHV zu-
gewiesen werden. Vorbehal-
ten bleibt ein Anteil der Kan-
tone von einer Milliarde Fran-
ken jährlich, wobei das Ge-
setz diesen Betrag der Preis-
entwicklung anpassen kann.
Der Bund soll leer ausgehen.
Was hat diese Regelung kon-
kret für finanzielle Auswir-
kungen auf Bund, Kantone
und AHV? Geht man von ei-
ner (hohen) Gewinnausschüt-
tung von 2,5 Milliarden aus,
so verlieren die Kantone jähr-
lich 667 Millionen Franken,
der Bund 833 Millionen Fran-
ken – die AHV würde 1,5 Mil-
liarden Franken bekommen.

Geht man vom geschätzten
(realistischeren) längerfristi-
gen Ausschüttungspotential
der Nationalbank von einer

Milliarde Franken aus, würde
die AHV nichts bekommen,
die Kantone würden 333 Mil-
lionen Franken mehr, der
Bund 333 Millionen Franken
weniger als heute bekommen.

Die Initiative löst
die bestehenden
Probleme nicht

Diese Zahlenbeispiele zeigen,
dass die Initiative nicht Pro-
bleme löst, sondern lediglich
Geld von einem Gemeinwe-
sen auf das andere verschiebt.
Dabei ist der Bund, bzw. das
Volk, der grosse Verlierer. Die
Einnahmenausfälle beim Bund
müssen nämlich aufgrund der
Schuldenbremse mit Ausga-
bensenkungen (allenfalls wer-
den gar neue Entlastungspro-
gramme nötig) oder mit Steu-
ererhöhungen kompensiert
werden. Die AHV würde nur
bei ausserordentlichen Aus-
schüttungen von über einer
Milliarde Franken etwas be-
kommen!

Aufgrund dieser Situation und
der Tatsache, dass die AHV
längerfristig so oder so auf
eine bessere finanzielle
Grundlage gestellt werden
muss, würde ein grosser
Druck entstehen, bei der Na-
tionalbank hohe Ausschüt-
tungen vorzunehmen, um die
AHV zu entlasten. Dabei ist
klar, dass selbst bei hohen
Ausschüttungen die demogra-
fiebedingten finanziellen Pro-
bleme der AHV ab 2015 bei
weitem nicht aufgefangen
werden könnten. Bis zum Jah-
re 2025 muss dieses Problem
– wie erwähnt - grundsätzlich

angegangen werden. Man
rechnet bei der AHV bis zum
Jahre 2025 mit einer Finanzie-
rungslücke von über zehn
Milliarden Franken bzw. mehr
als drei Mehrwertsteuerpro-
zenten. Man streut dem Volk
Sand in die Augen, wenn man
ihm verspricht, die Finanz-
probleme der AHV mit der
vorliegenden Initiative zu lö-
sen.

Der Name „KOSA“ (Komitee
sichere AHV) ist in diesem
Sinne irreführend – richtig
müsste die Initiative „KOSSA-
Initiative“ heissen - (Komitee
scheinbare sichere AHV)!

Die AHV erhält
wahrscheinlich

gar nichts

Die Initianten versprechen in
ihrer Propaganda jährlich Bei-
träge von 1,5 – 2 Milliarden
Franken für die AHV. Dies
widerspricht den Fakten. Das
längerfristig von der National-
bank geschätzte Gewinnpo-
tential beträgt eine Milliarde
Franken! In diesem Fall wür-
de die AHV gemäss Initiativ-
text also gar nichts bekom-
men! Das ist die Realität.

Mit ihren „unredlichen“ Ver-
sprechungen bauen die SP
und die Initianten  Druck auf,
damit die Nationalbank in
Zukunft übersetzte Gewinne
ausweisen soll. Damit werden
die Unabhängigkeit und das
Vertrauen in unsere National-
bank untergraben. Dagegen
müssen wir uns wehren!

Unabhängigkeit
der National-

bank bewahren

Die Unabhängigkeit der Na-
tionalbank sowie das Vertrau-
en in unsere Währung sind
Grundlage der Erfolgsge-
schichte Schweiz!

Davon profitieren KMU
und grosse Unternehmen mit
günstigen Zinsen;

Davon profitieren Mieter
und Eigenheimbesitzer mit
günstigen Mieten und Hypo-
thekarzinsen;

Davon profitieren letzt-
lich auch die Rentner, weil die
Kaufkraft der Währung erhal-
ten wird.

Freuen wir uns über die Teil-
erfolge der SVP-Goldinitiati-
ve: Verhinderung Solidaritäts-
stiftung und Zuweisung von
sieben Milliarden Franken in
den AHV-Ausgleichsfonds!
Sichern wir jetzt der National-
bank ihre Unabhängigkeit
und das Vertrauen, das sie zu
unserem Nutzen weltweit
geniesst. In diesem Sinne
empfehle ich Ihnen, dem Na-
tionalrat und dem Ständerat
zu folgen und die KOSA- Ini-
tiative abzulehnen. Und wenn
Sie mir eine Freude machen
wollen, dann tun Sie dies bit-
te möglichst wuchtig.

Ständerat Christoffel Brändli,
Landquart (GR)
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Mehr SVP zur Sanierung
des Bundeshaushalts nötig
Die konsequente, beharrliche Politik der SVP zeigt nach vielen Jah-
ren erste Erfolge. Vor über zehn Jahren haben die Medien und die
anderen Parteien der SVP mit nicht enden wollender Häme das Eti-
kett der „Nein-Sager-Partei“ verpasst. Leider müssen wir heute fest-
stellen, dass die Schulden nicht derart explodiert wären, wenn auch
die anderen Parteien häufiger nein zu den vielen neuen
Begehrlichkeiten gesagt hätten.
Einmal mehr bekommt die
SVP nach vielen Jahren also
auch in der Finanzpolitik
Recht. Genauso wie zuvor in
der Europa-, Asyl- und Aus-
länderpolitik, der Kranken-
versicherung, der IV….usw.

Seit mehr als zehn Jahren prä-
sentiert die SVP jeweils jähr-
lich ein Finanzpapier, legt die
Schwachstellen in der Bun-
desfinanzpolitik schonungs-
los auf den Tisch und macht
konkrete Verbesserungsvor-
schläge. Diese wurden in der
Regel von den anderen Partei-
en zuerst bekämpft und dann
einiges später in vielen Fällen
zur eigenen Sache gemacht
und umgesetzt. Doch wir
müssen uns heute bewusst
sein, dass wir nur ein erstes
Etappenziel erreicht haben.
Der positive Voranschlag
2007 verschleiert die wahre
Situation des Bundeshaushal-
tes.

Der Staat ist
verfettet und

braucht eine Diät

Der Finanzhaushalt des Bun-
des lässt sich leicht mit dem
Bild eines übergewichtigen,
verfetteten Individuums ver-
gleichen, welches immer fet-
ter wird. Zur Stärkung und
zur Verbesserung der Vitalität
ist eine Diät unabdingbar. Das
heisst: Auf gewisse Dinge
muss in Zukunft ganz verzich-
tet werden, für andere müssen
weniger Mittel ausreichen.
Damit sich der Staat nicht
wieder „überfrisst“, muss die

Zufuhr der Mittel dosiert und
gesenkt werden.

Jede Realitätsverweigerung ist
fehl am Platz. Die Probleme
sind zu lösen. Genau wie die
überflüssigen Pfunde auf der
Waage, zeigen auch die immer
höheren Schulden am Jahres-
ende ein tatsächliches Bild
der Situation. Obwohl der
Bund immer mehr einnimmt,
reichen ihm die vorhandenen
Mittel hinten und vorne nicht.
Die Schulden steigen unauf-
hörlich. Der Vielfrass Staat
will immer mehr unseres Ein-
kommens in sich verleiben.
Die dadurch entstandene
Staatsabhängigkeit von im-
mer mehr Bürgern macht
süchtig. Neue Begehrlich-
keiten und neue Forderungen
gehören zum politischen All-
tag. „Noch ein Bierchen, ein
paar Chips.... wir sehen dann
morgen weiter“, dies ist für die
anderen Parteien die Devise.

Druck der SVP
zeigt Wirkung

Erst unter dem permanenten
Druck der SVP ist es gelun-
gen, zwei Entlastungspro-
gramme zu realisieren. Erst
seitdem die SVP mit zwei Mit-
gliedern in der Landesregie-
rung vertreten ist, wird auch
im Bundesrat konsequenter
über eine Haushaltssanierung
gesprochen. Aber der Bundes-
rat ist nicht konsequent ge-
nug. Statt wirkliche Alterna-
tiven zu prüfen, statt kompro-
misslos Bürger und Unterneh-
men zu entlasten, weichen die

meisten Regierungsmitglieder
aus und üben sich in Selbst-
mitleid. Es werden zu wenig
Prioritäten gesetzt und auf
praktisch keine Staatsaufgabe
wird verzichtet. Nur die SVP-
Bundesräte Schmid und Blo-
cher haben bisher bewiesen,
dass es möglich ist Kosten, zu
senken, ohne dass die Leis-
tungen dadurch schlechter
geworden wären.

Drei Grundsätze
der SVP-Politik

Nicht mehr ausgeben als ein-
nehmen: Was Hunderttausen-
de in diesem Land täglich
praktizieren, muss auch für
den Staat gelten. Er darf nicht
mehr ausgeben als einneh-
men. So einfach ist das. Alles
andere ist ein Verrat an der
kommenden Generation.
Fälschlicherweise gelten heu-
te diejenigen als weitsichtig,
die schon seit Jahren auf Kre-
dit der kommenden Genera-
tion leben, die die Sparhefte
der Jungen plündern. Wir, die
darauf aufmerksam machen,
sollen dagegen den Staat „zu
Tode“ sparen. Wer hier wirk-
lich ehrlich ist, wird über die-
se verkehrte Welt nur den
Kopf schütteln.

Viel Freiheit und Selbstver-
antwortung statt ein über-
fetteter Staat: Damit unser
Staat sich weiter entwickeln
kann, muss er dem Bürger
mehr Freiheiten und Selbst-
verantwortung übertragen.
Ein abhängiger Bürger wird
den Staat nicht stützen son-

dern ausnützen. Diese Kehrt-
wende hin zu mehr Eigenver-
antwortung ist in unserem
ganzen Denken und Handeln
dringend notwendig und für
das wirtschaftliche Gedeihen
unseres Landes unabdingbar.
Die Wirtschaft muss wachsen
und nicht der Staat.

Den Bürgerinnen und Bür-
gern möglichst viel Geld las-
sen und Leistung belohnen:
Wer mehr leistet, muss auch
mehr für sich haben. Die
Gleichmacherei verdrängt
den Wettbewerb, sei dies am
Arbeitsplatz, bei der Entlöh-
nung oder im Steuervorteil
unter Kantonen und Gemein-
den. Möglichst viel Geld muss
im Wirtschaftskreislauf und
bei den Bürgern bleiben. Steu-
ermittel dürfen nur für staat-
liche Aufgaben gebraucht
werden, wenn wirklich keine
andere Lösung möglich ist.

Andere Parteien
sollen endlich

Farbe bekennen

Die Bemühungen um eine
Sanierung der öffentlichen
Finanzen, der Kampf um tie-
fere Steuern, Abgaben und
Gebühren, für Vollbeschäfti-
gung und Wohlstand müssen
weiter geführt werden. Für ei-
nen wettbewerbsfähigen Wirt-
schaftsstandort muss die
Staatsquote gesenkt werden.
Wir legen heute ein weiteres
Finanzpapier vor, das den
Handlungsbedarf bis zu den
Wahlen aufzeigt. Wir wollen,
dass der Bundesrat und die
anderen Parteien vor den
nächsten Wahlen Farbe be-
kennen. Wohin steuern wir
mit unseren Finanzen? Diese
Antworten müssen die Wäh-
ler kennen.

Nationalrat Ueli Maurer (ZH),
Präsident SVP Schweiz
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Steigende Schulden trotz Über-
schüssen in der Finanzrechnung

Für den Bund stellt schon nur die gesicherte Finanzierung der Sozi-
alwerke eine sehr grosse Herausforderung dar. Doch damit nicht
genug. Auch in verschiedenen anderen Aufgabenbereichen wer-
den erhebliche Zusatzanstrengungen nötig sein, um den Bundes-
haushalt zu konsolidieren und die immensen Schuldenberge abzu-
bauen. So zum Beispiel bei der Sanierung der Pensionskassen des
Bundes und seiner ehemaligen Regiebetriebe oder etwa bei der IV
und bei der ALV. Deshalb hat die SVP nun ein 10-Punkte-Programm
erarbeitet.

Nationalrat Bruno Zuppiger,
Hinwil (ZH)
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Immense Kosten
für Eisenbahn-
grossprojekte

Auch die Kosten der Eisen-
bahngrossprojekte steigen
unaufhörlich. Im Jahr 1998
bewilligten die Stimmbürger-
innen und Stimmbürger für
die NEAT-Projekte einen Ge-
samtkredit von 30.5 Milliar-
den Franken. Zählt man den
jährlichen Aufwand in den
Staatsrechnungen zusammen,
so werden die vom Volk be-
willigten Kredite bereits in
drei bis vier Jahren überschrit-
ten sein (selbst wenn man die
Teuerung noch dazu rechnet).

Der Bund muss die Karten
betreffend Finanzierung
des öffentlichen Verkehrs
endlich einmal offen auf
den Tisch legen. Und bei so
starken Kostenüberschrei-
tungen muss das Volk die
Möglichkeit haben, noch-
mals über die Ausgestal-
tung der Eisenbahngross-
projekte zu befinden.

Weiterer
Schuldenanstieg

voraussehbar

Seit längerer Zeit kann der
Bundesrat für das kommende
Jahr wieder einmal einen Vor-
anschlag präsentieren, wel-
cher schuldenbremsenkon-
form ist und mit einem Über-

schuss von ca. 900 Mio. Fran-
ken rechnet. Dieses Budget
kam jedoch nicht in erster Li-
nie durch ausgabenseitige
Konsolidierungsmassnahmen
zustande, sondern vielmehr
durch die gegenwärtig günsti-
ge Konjunkturlage der Wirt-
schaft in unserem Land. Und
zudem täuscht das vorgesehe-
ne Ergebnis trotz neuem
Rechnungsmodell nach wie
vor, denn wegen der erwähn-
ten Ausfinanzierungsver-
pflichtungen wird der Ge-
samtaufwand in der Erfolgs-
rechnung wieder grösser sein
als der Ertrag. Der Bund führt
nämlich eine Art Buchhaltung
mit „doppeltem Boden“, da
weder die Sozialwerke, noch
die Bundespensionskassen,
noch die Eisenbahngross-
projekte vollständig über die
Finanzrechnung verbucht
sind. Ein unhaltbarer Zu-
stand, der im Sinne der Trans-
parenz unbedingt und mö-
glichst rasch geändert werden
muss.

Weitere
Konsolidierungs-

massnahmen
dringend nötig

Auch wenn der Bundesrat
gemäss Finanzplan für die
Jahre 2008 bis 2010 in der Fi-
nanzrechnung Überschüsse
zwischen 0.7 und 1.9 Milliar-
den Franken erwartet, werden
die Schulden in der gleichen

Periode weiter ansteigen. Hin-
zu kommt ein immer grösserer
Druck der Sozialwerke auf
den Bundeshaushalt.

Und auch die Sonderver-
pflichtungen aus der Neuge-
staltung des Finanzausgleichs
und der Aufgaben zwischen
Bund und Kantonen (NFA)
sowie Sanierungsmassnah-
men bei Pensionskassen von
Bund, Post und SBB werden
hohe Kosten verursachen.

In den nächsten Jahren
drohen dem Bundeshaus-
halt ausserordentliche Zu-
satzverpflichtungen in der
Höhe von über 10 Milliar-
den Franken, welche bis-
her nicht in der Finanzpla-
nung berücksichtigt sind.
Zudem scheinen die Ein-
nahmenprognosen des
Bundesrates doch sehr op-
timistisch.

In seinen Perspektiven rech-
net der Bundesrat bis 2015 mit
einem jährlichen Ausgaben-
wachstum von drei Prozent.
Wenn der Bund dieses Ziel
erreichen will, wird es unbe-
dingt nötig sein, möglichst
rasch verschiedene zusätzli-
che Entlastungsmassnahmen
im Umfang von etwa acht
Milliarden Franken pro Jahr
in Angriff zu nehmen. Sonst
wird der Bundeshaushalt
nicht zu konsolidieren sein.
Die SVP hat das folgendene 10-
Punkte-Programm erarbeitet.

Die zehn
Gebote für

einen gesunden
Staatshaushalt

Die SVP fordert daher zum
wiederholten Mal, dass der
Bundeshaushalt so gestaltet
wird, dass ein Schuldenabbau
möglich ist. Der Bund muss
endlich ausgeglichen wirt-
schaften und darf nicht länger
über seine Verhältnisse leben.
Denn dies ist gegenüber un-
seren Nachkommen unfair.

Nur mit zusätzlichen Anstren-
gungen ist es möglich, Schul-
den abzubauen und Steuern –
insbesondere die Unterneh-
menssteuern – zu reduzieren.
So gewähren wir auch den
künftigen Generationen einen
florierenden Wirtschafts-
standort Schweiz mit sicheren
Arbeitsplätzen und ohne allzu
stark drückende Steuerlast.

Aus diesem Grund hat die
SVP „zehn Gebote“ aufge-
stellt, welche zu einer Sanie-
rung des Bundeshaushaltes
und zur Erreichung der Ziele
notwendig sind:
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wenden. Dies bedeutet fak-
tisch eine schleichende Ent-
eignung des Einzelnen.

7. Schluss
mit dem Finöv-
Schwindel

Die Karten müssen endlich
offen und transparent auf den
Tisch gelegt werden. Und das
Volk muss über die Mehrkos-
ten und Zusatzprojekte ent-
scheiden können.

8. Entlastung
des Mittelstan-
des

Dieser trägt im Wesentlichen
unseren Staat und darf nicht
länger übermässig ausgebeu-
tet und zur Kasse gebeten
werden.

9. Transparenz
gegenüber den
Bürgern

Nur wenn die Bürgerinnen
und Bürger nachvollziehen
können, welche Aufgaben der
Staat erfüllt und finanzieren
muss, sind sie bereit, ihm die
nötige Unterstützung zu ge-
währen. Im Notfall können
sie dann auch korrigierend
eingreifen.

1. Eigenverant-
wortung muss
gestärkt werden

Privateigentum muss wieder
besser geschützt werden. Die
persönliche Freiheit und Un-
abhängigkeit muss wieder ei-
nen wesentlich höheren Stel-
lewert erhalten. Und Leistung
muss sich wieder besser loh-
nen und darf durch den Staat
nicht noch stärker fiskalisch
belastet werden.

2. Schluss mit
der Schuldenwirt-
schaft

Der Bund darf insgesamt
nicht mehr ausgeben als ein-
nehmen. Nur so wird der
Volkswille betreffend Schul-
denbremse umgesetzt, und
nur so können die hohen
Schulden wirklich gestoppt
und auch abgebaut werden.

3. Konzentrati-
on auf die Kern-
aufgaben

Auch der Staat muss ange-
sichts des drohenden Ausga-
benwachstums frühzeitig Pri-
oritäten setzen und die ent-
sprechenden Massnahmen
planen und umsetzen.

4. Sanierung
statt Ausbau der
Sozialwerke

Die Schuldenwirtschaft bei
Fonds für die Sozialwerke
muss endlich gestoppt wer-
den. Die Sozialwerke sind so
zu gestalten, dass sie auch
noch für die zukünftigen Ge-
nerationen tragbar und finan-
zierbar sind.

5. Schluss
mit der sozialis-
tischen Giess-
kannenpolitik

Da die Mittel der öffentlichen
Hand beschränkt sind, müs-
sen sie gezielt und wirksam
eingesetzt werden. Weitere Fi-
nanzierungen nach dem
Giesskannenprinzip sind zu
vermeiden.

6. Keine neuen
Steuern, Gebüh-
ren und Abgaben

Bereits heute sind die  Bürger-
innen und Bürger unseres
Landes verpflichtet, mehr als
die Hälfte ihres durchschnitt-
lichen Einkommens für Steu-
ern, Abgaben und vom Staat
verordnete Gebühren aufzu-

10. Wer zahlt
befiehlt - das
Volk soll besser
mitreden können

Man gibt das eigene Geld viel
weniger schnell aus, als das-
jenige, welches einem nicht
gehört. Daher fordert die SVP
die Einführung des Finanzre-
ferendums. Zudem muss der
Steuerwettbewerb in den
Kantonen unbedingt gewähr-
leistet werden.

Die SVP wird die Finanzpo-
litik und damit die Gesun-
dung der Staatsfinanzen
ohne neue Steuern, Abga-
ben und Gebühren in ih-
rem Parteiprogramm auch
in Zukunft als schwerge-
wichtig behandeln und so
lange nicht locker lassen,
bis der Staatshaushalt aus-
geglichen ist und die
Schulden auf ein erträgli-
ches Mass reduziert sind.

Das neue SVP-Finanzpapier
kann übrigens auf unserer
Internetseite www.svp.ch als
PDF-Dokument herunterge-
laden werden.

Ihre langfristige Investition für eine bürgerliche Politik

Zur finanziellen Unterstützung ihres Einsatzes für eine neutrale, unabhän-
gige Schweiz, für eine geradlinige Ordnungspolitik und für einen gesunden
Staatshaushalt hat die SVP die „Stiftung für bürgerliche Politik“ ins Leben
gerufen. Die Stiftung bezweckt, die Partei mit den Anlageerträgen des Stif-
tungsvermögens in der politischen Grundlagenarbeit und Meinungsbildung

auf Bundesebene finanziell zu unterstützen. Mit Ihrer Spende oder Ihrem Legat können Sie auch über Ihr
eigenes Leben hinaus die SVP und deren bürgerliche Politik unterstützen.

Auskünfte zur Stiftung wie auch über die Errichtung eines Legates bzw. Vermächtnisses erteilt Ihnen gerne
der Stiftungsratspräsident, Nationalrat Hans Kaufmann, Niederweg 18a, 8907 Wettswil, oder Gregor A. Rutz,
Generalsekretär SVP, Brückfeldstrasse 18, Postfach 8252, 3001 Bern (Tel. 031/300’58’58).

Am Anfang jeder starken Werbung steht das Inserat!
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Verwaltungsdiktatur
statt Demokratie?

Die direkte Demokratie ist ein hervorragendes, aber da und dort
auch komplexes Staatssystem. Die Beschränkung der Staatsgewalt
und die Wahrung von Privateigentum und Privatsphäre sind in un-
serem Gemeinwesen von zentraler Bedeutung. Hierzu gehören die
politischen Mitwirkungsrechte und damit die Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit, was wiederum eine grosse Zurückhaltung seitens
der Behörden in Wahl- und Abstimmungskämpfen erfordert. Dass
diese Zurückhaltung in den vergangenen Jahren verschiedentlich
nicht beachtet worden ist, hat die SVP mehrmals scharf kritisiert.

Gregor A. Rutz,
Generalsekretär SVP

Bis vor wenigen Jahren war es
Usus, dass die Bundesverwal-
tung mit sog. „Informations-
broschüren“ für Abstimmungs-
vorlagen geworben hat. Für
die UNO-Beitrittsinitiative
wurden gar im Kreise der
Bundesverwaltung Unter-
schriften gesammelt. Einzelne
Bundesräte schreckten nicht
einmal vor der Teilnahme an
Podiumsdiskussionen oder
auch der Fernsehsendung
„Arena“ zurück, um die Stimm-
bürger zu „informieren“.

Bundesbüchlein
als Teil

der politischen
Kampagne

Teil der politischen Kampag-
ne von Regierung und Verwal-
tung war immer auch das
Bundesbüchlein. Ausgegli-
chenheit und Objektivität die-
ser Broschüre, welche allen
Bürgern mit den Stimmunter-
lagen abgegeben wird, haben
immer mehr abgenommen.
Heute ist es normal, dass etwa
den Initianten oder Referen-
dumsführern gerade einmal
eine Seite zur Verfügung ge-
stellt wird, während Bundes-
rat und Verwaltung auf 10-15
Seiten ihre Argumentation in
extenso darlegen können.

Auch diese Unsitte der Zeit
hat die SVP verschiedentlich
kritisiert. Zumal das Bundes-
büchlein mit Steuergeldern
bezahlt wird, dürfte man von

dieser Publikation etwas mehr
Objektivität erwarten. Da-
rüber hinaus ist die Angst vor
der politischen Auseinander-
setzung, die Angst vor dem of-
fenen Pro und Contra immer
ein denkbar schlechter Ratge-
ber in der Demokratie. Trotz-
dem: In den vergangenen Jah-
ren haben Bundesrat und Ver-
waltung wenig dazugelernt.

Fristen als
Schikane für
Referendums-

komitee

Ein aktuelles Beispiel zeigt
anschaulich, wie die Abläufe
vor Volksabstimmungen
funktionieren: Am 12. Juli
2006 reichte das SVP-Komi-
tee „gegen Milliardenzahlun-
gen an die EU“ über 70‘000
Unterschriften für das Refe-
rendum gegen die Kohäsions-
milliarde (Osthilfegesetz) ein.
Mit Schreiben vom 19. Juli
wies die Bundeskanzlei die
SVP bzw. das Komitee an, den
Textvorschlag für das „Bun-
desbüchlein“ bis zum 4. Au-
gust einzureichen. Die Bun-
desverwaltung setzte diese
knappe Frist, um danach ge-
nügend Zeit für die Erarbei-
tung der eigenen Argumenta-
tion zu haben und das Ge-
schäft für die Bundesratssit-
zung vom 23. August traktan-
dieren zu können.

Daraufhin protestierte die
SVP: Es ist „befremdend, dass

von uns erwartet wird, in der
Hauptferienzeit diesen Text
anzufertigen“, nur damit die
Verwaltung danach Zeit und
Ruhe hat, ihre eigene Argu-
mentation auszuarbeiten. Es
ist gefährlich, wenn einzig der
Terminkalender der Verwal-
tung den Takt in der direkten
Demokratie angibt. Das Pro-
testschreiben der SVP fruch-
tete wenig – immerhin ent-
schuldigte sich die Bundes-
kanzlerin für die knappe Frist.

Verwaltung
korrigiert

Argumentation

Kaum war der Text einge-
reicht, erreichte uns am Mor-
gen des 10. August eine Nach-
richt der Bundeskanzlei:

Die zuständigen Sachbearbei-
ter der betroffenen Departe-
mente hätten zu zwei Punk-
ten des Entwurfs „Vorbehalte
geäussert“. So treffe die „Be-
hauptung, der Erweiterungs-
beitrag von einer Milliarde
müsse ‚weitgehend durch zu-
sätzliche Steuern’ finanziert
werden“ nicht zu: „Gemäss
Bundesratsbeschluss vom 16.
Juni hat die Finanzierung des
Beitrags zur Verringerung der
wirtschaftlichen und sozialen
Ungleichheiten in der erwei-
terten EU budgetneutral zu
erfolgen.“ Die Steuerzahlen-
den würden durch diese Vor-
lage „nicht zusätzlich belas-
tet“.

Zweiter Kritikpunkt der Bun-
desverwaltung: Es finde sich
an mehreren Stellen die Aus-
sage, der EU sei eine Unter-
stützung von Rumänien und
Bulgarien im Umfang von 350
Millionen Franken in Aus-
sicht gestellt worden. Dies sei
aber ganz anders: Der Bun-
desrat habe „keine Zusage für
eine zusätzliche Unterstüt-
zung dieser Länder gegeben“.
Die Behauptung der SVP sei
„nicht belegt“.

Aufgrund dieser Erkenntnis-
se bat uns die Bundeskanzlei,
„die beiden Passagen auf-
grund dieser Bemerkungen zu
überarbeiten“. Wegen des „en-
gen Zeitplans“ sollten die
Textanpassungen innert 24
Stunden, d.h. bis zum nächs-
ten Tag, 10h00, vorliegen.

SVP bleibt
bei ihren

Argumenten

Selbstverständlich hat die
SVP auf diese Mitteilung nicht
reagiert und ist bei ihrer Ar-
gumentation geblieben.
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FORUM: Mitmachen bei
der SVP Internet-Gemeinde
Diskutieren Sie aktuelle politische Themen
im Internet-Diskussionsforum der SVP
auf www.svp.ch. Sie können Ihre Meinun-
gen und Kommentare zu Themen, welche
die Schweiz bewegen, wie bisher abgeben.
Neu haben Sie zudem die Möglichkeit, sich
für die Online-Community, die SVP Inter-
net-Gemeinde, zu registrieren.

Wenn Sie sich registriert haben, können Sie
neben dem Diskussionsforum auch den SVP-
Chat benutzen und sich mit anderen Benut-
zern zum Chatten verabreden. Nutzen Sie
diese Möglichkeiten, um interaktiv am poli-
tischen Leben teilzuhaben. Viel Vergnügen!

Am Anfang
jeder starken

Werbung steht
das Inserat!

Inseratetarif
auf www.svp.ch

Ebenso wie die Zahlung von
350 Mio. Franken für Rumä-
nien und Bulgarien angekün-
digt (und nicht dementiert)
worden ist, liegt es auf der
Hand, dass die Kohäsionsmil-
liarde niemals kompensiert
werden wird. EVD und EDA
haben sich diesbezüglich
mehrmals klar geäussert. Da-
mit müssen die Zusatzausga-
ben weitgehend durch zusätz-
liche Steuern oder Zahlungen
aus anderen Departementen
zusammengetragen werden –
oder aber die Schulden stei-
gen weiter an.

Die SVP hat die Bundeskanz-
lei freundlich darauf hinge-
wiesen, dass sie ihre Argu-
mente doch auf denjenigen
Seiten des Bundesbüchleins
vorbringen soll, die dafür vor-
gesehen sind. Auf ihrer (ein-
zigen) Seite jedoch will die
SVP ihre Meinung in aller
Offenheit darstellen können.

Bedenkliche
Entwicklung für
die Demokratie

Diese Entwicklungen sind für

unsere Demokratie bedenk-
lich. Die Ereignisse zeigen,
dass Parteien und Stimmbür-
ger gut daran tun, die Volks-
initiative „Volkssouveränität
statt Behördenpropaganda“ in
aller Ernsthaftigkeit zu prü-
fen. Das Risiko, dass Bundes-
rat und Verwaltung zu wenig
Gelegenheit hätten, um zu in-
formieren, besteht nicht. Das
Risiko jedoch, dass sich un-
ser Land von der freien De-
mokratie hin zur Verwal-
tungsdiktatur entwickelt, ist
bald traurige Realität.

Volksabstimmung
vom 24.09.2006

Die Parolen der SVP:

JA zum Bundesgesetz
über die Ausländerinnen

und Ausländer

JA zur Änderung
des Asylgesetzes

NEIN zur Initiative
„Nationalbankgewinne

in die AHV“

Nicht vergessen!
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SVP Waadt 13

Gérald Nicod neuer Präsident
der SVP Kanton Waadt

Der neue Präsident der SVP Kanton Waadt, Gérard Nicod

Ein Motto ist ihm wichtig:
„Wer seine Wurzeln nicht
kennt, beraubt sich seiner
Zukunft.“ In der Tat ist die
SVP Kanton Waadt eine Par-
tei, die der Scholle verbunden
ist und es auch bleiben wird.
Dies zeigt sich auch stets in
der Art des Politisierens der
Mitglieder und Exponenten:
Hart in der Sache und verant-
wortungsvoll im Detail. Der
Weg des guten Funktionierens
und des Erfolgs der Kantonal-
partei wird im Gleichgewicht
zwischen den bäuerlichen
Anliegen und den Wünschen
der neueren Sektionen liegen.

Die drei Hauptziele des neu-
en Präsidenten sind folgende:

Der leitende Ausschuss der SVP Waadt hat am 13. Juli dieses Jahres
Gérald Nicod zum Präsident der SVP Kanton Waadt gewählt. Gé-
rald Nicod wurde am 21. September 1946 geboren, ist verheiratet,
perfekter Bilingue. Er ist Elektrotechnik-Ingenieur und hat auch ein
Diplom in technischer Unternehmensführung.

Die erfreuliche Bilanz der
SVP Waadt der letzten Jahre
sichern, d.h. die Entwicklung
im bisherigen positiven Sinne
weiterführen.

Gute Beziehungen zu den
bürgerlichen Parteien der
Waadt unterhalten und allen-
falls auch die Themenführer-
schaft im bürgerlichen Lager
zu übernehmen. Ohne enge
Zusammenarbeit wird es die
Linke sein, welche bei den
kantonalen Wahlen im März
2007 abräumen wird.

Den politischen Dialog
mit der SVP Schweiz intensi-
vieren, damit die Waadtländer
Basis die Informationen künf-
tig nicht primär den Medien
entnehmen.

Wir gratulieren Dir, Gérald, zu
Deiner Motivation und der
Fähigkeit, die Begeisterung
auch zu vermitteln. Wie Du so
schön sagst: Mehr SVP ist
niemals zuviel verlangt!

Nationen- und Einzelmeister
der Parlamentarier Golf-Europameisterschaft
Die 12. Parlamentarier Golf-Europameisterschaft fand dieses Jahr vom 12.-14.
Juli in Bled (Slovenien) statt. Am zweitätigen Tournier standen 63 Teilnehmer-
innen und Teilnehmer aus 13 Ländern am Start. Die Schweizer Parlamentarier-
Delegation setzte sich aus Ständerat Maximilian Reimann (SVP AG), den Natio-
nalräten Marcel Scherer (SVP ZG) und Hans Kaufmann (SVP ZH) sowie Ex-
Nationalrat Pierre Savary  (FDP VD) und Kantonsrat Hans Hutter (CVP VS)
zusammen. Wie schon 2005 gewann die Schweiz den Nationenpreis, wobei der
Captain der Schweizer Mannschaft, Marcel Scherer (Nationalrat SVP Zug), und
Hans Hutter (Kantonsrat CVP VS) den Zweier-Teamwettbewerb gewannen. Platz
zwei belegte „Europa 3“ ein polnisch/deutsches Zweierteam, gefolgt von Tsche-
chien.

Den Einzelwettbewerb und damit den Titel des Parlamentarier-Europameisters
gewann mit Nationalrat Hans Kaufmann ebenfalls die Schweiz, gefolgt von
Deutschland und Tschechien. Der Einzelsieger Hans Kaufmann durfte auch den
erstmals vergebenen „Paul Schmidhalter Memorial Pokal“ entgegennehmen, den
die Europäischen Parlamentarier im Andenken an den leider im letzten Jahr ver-
storbenen Paul Schmidhalter, Nationalratspräsident von 1993 (CVP VS), stifte-
ten. Paul Schmidhalter und Alt-Bundesrat Adolf Ogi gehören zu den Gründern
dieses internationalen Golftourniers, das nicht nur dem Golfspiel, sondern auch
der Pflege freundschaftlicher Kontakte unter europäischen Parlamentariern dient.

Im Namen des Golfteams der Bundesversammlung, Nationalrat Hans Kaufmann
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Welcher eidg.
Parlamentarier verbirgt
sich hinter diesem Bild?

Kleiner Tipp:
Der gesuchte Parlamentarier
ist in dieser Ausgabe abgebildet.

Unter allen
richtigen
Einsendungen
verlosen wir
3 der neuen
SVP-Feuerzeuge

Die Wettbewerbs-Gewinner aus der Ausgabe Nr. 07 / 2006
Einen praktisches SVP-Sackmesser gewonnen haben:
Sallenbach Edi, Ebmatingen / Schelbert Damian, Rafz / Vogt Ernst, Mandach

   Gesucht wurde Nationalrat Robert Keller, Pfäffikon (ZH)



Reform der dezentralen
kantonalen Verwaltung

SVP Kanton Bern 15

Kurzportrait
Der 55-jährige Gerhard Fi-
scher ist wohnhaft in Mei-
ringen. Er ist verheiratet und
Vater von zwei Töchtern. Der
diplomierte Bauingenieur
FH/SIA vertritt die SVP-Kan-
ton Bern seit 2002 im Gros-
sen Rat. Gerhard Fischer ist
1. Vizepräsident der SVP-
Grossratsfraktion und Vor-
standsmitglied des SVP-
Amtsverbands Interlaken-
Oberhasli. Seine politischen
Interessens- und Spezialge-
biete liegen in den Bereichen
Bildungswesen, Sport, Bau,
Verkehr, Energie, Finanzen,
Steuern, Gesundheit, Ge-
werbe, Wirtschaft, Touris-
mus, Justiz, Gemeinden und
öffentliche Sicherheit. Seit
2002 ist er Zentralpräsident
Baukader Schweiz, seit 2003
Vorstand des HIV Interlaken-
Oberhasli und seit 2006 Ob-
mann von BEO Holz. Er ist
Verwaltungsratspräsident
der Raiffeisenbank Meirin-
gen, Verwaltungsrat der BO-
HAG und Verwaltungsrat der
Berther Hoch- und Tiefbau
AG, Disentis.

Die dezentrale kantonale Verwaltung soll neu in fünf Verwaltungs-
regionen und zehn Verwaltungskreise organisiert werden. Die fünf
Verwaltungsregionen sollen zukünftig für die meisten Dienstlei-
tungen vom Kanton Bern zuständig sein, welche dezentral ange-
boten werden können. Die 26 Amtsbezirke mit ihren gut funktio-
nierenden Regierungsstatthalterämtern sollen neu auf nur noch
zehn Verwaltungskreise reduziert werden.

mehr abgebaut und damit
weiter geschwächt. Es gehen
Arbeitsplätze und Lehrstellen
im ländlichen Raum verloren.

Über 800 Verwaltungs-Ar-
beitsplätze müssen sehr kost-
spielig verschoben werden.

Grössere Einheiten sind
immer schwerfälliger und we-
niger effizient. Der Verwal-
tungsskreis Bern Mittelland
mit seinen 379‘750 Einwoh-
nern ist zu gross und domi-
nant in der Berner Polit-Land-
schaft.

Leer werdende Gebäude,
insbesondere historische
Schlösser, lassen sich kaum zu
einem vernünftigen Preis um-
nutzen oder gar veräussern.

Dem Regierungsstatthalter
werden wichtige Vollzugsauf-
gaben entzogen.

Der direkte Kontakt zu
den Bürgerinnen und Bürger
sowie den Gemeinden geht
verloren.

Dafür müssen teure Om-
budsstellen sowie Krisen- und
Katastrophen-Teams an vie-
len Orten aufgebaut werden.

Dem ländlichen Raum wird
klar zuwenig Beachtung ge-
schenkt.

Aus all diesen Gründen sowie
der Erfahrung mit Reformen
im Kanton Bern der letzten
zehn Jahre lehnt die SVP die-
ses Reform-Projekt klar ab.
Die SVP des Kantons Bern

Die Kantonsverwaltung ist
heute zu einem grossen Teil in
der Region Bern konzentriert.
Mit der Schaffung von fünf
dezentralen Verwaltungsregi-
onen sowie zehn Verwal-
tungskreisen hat eine Mehr-
heit des Grossen Rates – ge-
gen den Willen der SVP-Frak-
tion – beschlossen, die Struk-
turen der kantonalen Verwal-
tung sehr stark zu vereinheit-
lichen.

Aus Sicht der SVP müssen Re-
formen die folgenden Voraus-
setzungen erfüllen: Sie müs-
sen der Mehrheit von den
Bürgern und Bürgerinnen,
wie auch der Mehrheit der
Gemeinden im Kanton Bern
etwas bringen und sie müssen
vor allem Kosten senken oder
im Minimum kostenneutral
sein. Diese beiden Kriterien
werden bei der geplanten Re-
form der dezentralen kanto-
nalen Verwaltung klar nicht
erfüllt.

Die SVP hat sich über Jahre
mit allen politischen Kräften
gegen dieses unsinnige Re-
formprojekt gewehrt und un-
terstützt die Gegenargumente
in der Abstimmungsbotschaft
der Regierung zur geplanten
Reform:

Diese Reform ist unnötig
bzw. geht zu weit, da sich die
bisherigen Strukturen über
Jahre bewährt haben oder
durch weniger tief greifende
Änderungen modernisiert
werden könnten.

Aufwand und Ertrag ste-
hen bei dieser Reform in ei-
nem schlechten Verhältnis.
Die Angaben zu den Kosten
und den erhofften Einsparun-
gen sind zu optimistisch. Es ist
zu befürchten, dass letztend-
lich grosse Mehrkosten resul-
tieren werden.

Der Service public im
ländlichen Raum wird einmal

befürwortet aber klar den Aus-
bau und die Modernisierung
der heutigen Strukturen nach
Kriterien wie Verkehrsflüssen,
Standorten von Schulen und
Spitälern, Wirtschaftszentren
sowie kulturellen Angeboten
sowie eine Überprüfung der
Strukturen und Aufgaben der
Regierungsstatthalter.

Stoppen wir dieses unsinnige
Reformprojekt noch rechtzeitig
und konzentrieren unsere Kräf-
te und Mittel in sinnvollere Pro-
jekte und Aufgaben.




